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TO-SO 3 Antrag zur Tagesordnung (sonstiger Antrag) 

Antragsteller: Fünf ordentliche Delegierte;  
Andreas Wild, Christina Baum, Rainer Balzer, Janin Klatt-Eberle, Marius Radtke, Olaf Kießling 
 
Interne ID: W 35 
 
Der Bundesvorstand wird aufgefordert, im nächsten Wahlkampf mindestens 15% aller Werbemate-
rialien dem Thema "Einheimische Minderheitswerdung" zu widmen, indem vor allem statistische 
Informationen zum Anteil von Nicht-/Migranten bei Kindern verbreitet werden sowie Minderheits-
werdungskonsequenzen." 
 
Begründung: 
 
Unsere einheimischen Kinder werden in wenigen Jahren zur Minderheit im eigenen Land und der Alt-
parteienwähler ist völlig ahnungslos, weil die Systemmedien dies verschweigen! Deshalb müssen wir 
– die AfD - die Wähler über die bevorstehende Minderheitswerdung unseres einheimischen Nach-
wuchses aufklären!  
 
Bei der Bevölkerung wird durch die Fokussierung auf die Zahl „11% Ausländer" durch Medien und Po-
litik der Eindruck erweckt, dass eine Überfremdung völliger Quatsch sei, und dass Menschen und Par-
teien (AfD), die von Überfremdung und Islamisierung reden, Fake News und Hate Speech verbreiten, 
ausländerfeindliche Rassisten sind und somit unwählbar. 
Die relevante Zahl, di e etwas über drohende Überfremdung aussagt, ist jedoch der Anteil von Migra-
tionshintergrundlern bei Neugeborenen und der lag bundesweit bereits in 2013 bei 38%, also VOR 
Massenimmigration und VOR Familiennachzug! In vielen dt. Großstädten sind die einheimischen Kin-
der bereits seit 10 Jahren in der Minderheit! 
 
Diese Schweigespirale der Verharmlosung der Überfremdung muss durchbrochen werden, so schnell 
wie möglich. Dies kann nur die AfD leisten, indem die Partei bei der Europawahl und jeder weiteren 
Wahl eine massive, bundesweite Aufklärungskampagne durch Plakate, Flugblätter und Interviews 
durchführt, bis jeder Deutsche diese Zahlen kennt und auch die Konsequenzen, die daraus folgen wie 
Verlust von Heimat, Identität, Kultur, politischer Selbstbestimmung, Sozialer Friede, Wohlstand, Sozi-
alstaat, Sicherheit etc. 
 
"53% der Bevölkerung haben Angst vor Überfremdung, wenn noch mehr Migranten kommen." (Um-
frage Allensbach Institut 2016). Wenn die AfD diese 53% darüber aufklärt, dass die Überfremdung in 
der nächsten Generation auch OHNE weitere Zuwanderung stattfinden wird, dann werden viele von 
Ihnen AfD wählen und zurVolkspartei machen.  
 
Bitte überzeugen Sie Ihren Kreis-/Landes-/Bundesvorstand von der Notwendigkeit der Durchführung 
der Aufklärungskampagne-Einheimische-Minderheitswerdung. Bei regional bis zu 2% Zuwachs an Mig-
rationshintergrundlern pro Jahr bei Neugeborenen läuft uns die Zeit davon, vor allem in den Großstäd-
ten! 
 
Weitere Argumente zur Antragsbegründung finden Sie hier: https://goo.gl/TMXpon 
 
Anmerkung der Bundesgeschäftsstelle: Es wurden nur diejenigen Mitglieder als Antragsteller aufgeführt, die auch ordentliche 
Delegierte nach § 11 Abs. (3) Bundessatzung sind. Alle anderen Mitglieder wurden von der Liste des Antragstellers entfernt. 
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Protokoll 
 
 

9. ordentlicher Bundesparteitag der Alternative für Deutschland
30. Juni und 1. Juli 2018 

Messe Augsburg, Schwabenhalle, Am Messezentrum, 86159 Augsburg
 

 
 

 -  
    

      
 

 
(Anmerkung: Mehrheit oder große Mehrheit findet Anwendung bei Akklamationen und entspricht dem subjektiven Eindruck 
des federführenden Protokollführers Amann und mündlichen Feststellungen des Tagungspräsidiums.) 

 

Vorab-Übersicht der wichtigsten Beschlüsse mit „Langzeitwirkung“ und Wahlergebnisse:  
 
Es wurde beschlossen, 
 

die Desiderius-Erasmus-Stiftung als parteinahe Stiftung anzuerkennen, 
2019 soll ein Bundesparteitag zur Sozialpolitik stattfinden, 
Änderungen der Satzung, der Finanz- und Beitragsordnung, der Wahlordnung, der Schiedsgerichtsordnung und 
der Geschäftsordnung für Parteitage. 

 
Es wurden gewählt:  
 

Christian Hecht, Stephan Wunsch, Christian Wirth, Michael Huth, Walter Wissenbach zu Bundesschiedsrichtern 
Marc Vallendar, Werner Berendes, Peter Würdig zu Ersatz-Bundesschiedsrichtern 
Doreen Schwietzer, Christian Waldheim, Eberhard Brett zu Bundesrechnungsprüfern 

 
     
 
Mit folgender, vorläufiger Tagesordnung wurde eingeladen: 
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Der Verfahrensantrag des Bundesvorstands zur Änderung der Tagesordnung lautete: 
 
Der Bundesparteitag möge beschließen: 

TO-SO 1 -  
TO-3 - TO-SO 5 

 
 

 
TO-1 
TO-4 
TO-6 
TO-7 
TO-SO 2 , 
TO-SO 3, 
TO-SO 4, 
TO-SO 7 TO-SO 13, (Anm.des Protokollführers: richtig soll hier “TO-SO 6 bis TO-SO13” sein) 

TO-SO 25  
TO-SO 14 TO-SO 24 

 
 

TO-2  
TO-SO 2  
SN-5  

TO-5 
 

 

 
 
Folgende, geänderte Tagesordnung wurde beschlossen: 
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TO-SO 3,
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TOP 5 Beratung über die und Beschlussfassung der Tagesordnung 
 
11:14 Uhr 
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